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Bekanntmachung der Satzung über die erste 
Verlängerung der Veränderungssperre  
Nr. 117 der Stadt Duisburg in Duisburg 
-Rheinhausen- für einen Bereich zwischen 
Feldstraße, Feldrain, Steinacker und Flutweg 
vom 30.07.2021

Der Rat der Stadt Duisburg hat in seiner Sitzung 
am 14.06.2021 für einen Bereich zwischen 
Feldstraße, Feldrain, Steinacker und Flutweg die 
Verlängerung der Veränderungssperre um ein 
Jahr nach § 17 Abs. 1 Satz 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) beschlossen.

Die Satzung hat folgenden Wortlaut:

„Satzung über die 1. Verlängerung der  
Veränderungssperre Nr. 117 -Rheinhausen-  
vom 30.07.2021.

Der Rat hat in seiner Sitzung am 14.06.2021  
die nachfolgende Satzung beschlossen.
Die Satzung beruht auf:

1.	 §§ 14, 16 und 17 Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) und

2.	 § 7 Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. 
NRW. S. 916).

§1

1.	 Zur Sicherung der Planung wird aus Gründen 
des öffentlichen Wohls für den nachstehend 
angegebenen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 1224 -Rheinhausen- „Flut-
weg/Feldstraße“ eine Veränderungssperre 
angeordnet. Der Aufstellungsbeschluss für 
den Bebauungsplan wurde am 22.06.2015 
gefasst. 

2.	 Die Veränderungssperre betrifft den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1224 
-Rheinhausen- „Flutweg/Feldstraße“. Dieser 
umfasst einen Bereich zwischen Feldstraße, 
Feldrain, Steinacker und Flutweg. 

3.	 Die Satzung über den in seiner Begrenzung 
vorstehend beschriebenen Bereich, der im 

Lageplan vom März 2021 dargestellt ist, 
liegt während der Dienststunden bei der 
Stadtverwaltung Duisburg, Amt für Stadtent-
wicklung und Projektmanagement, Fried-
rich-Albert-Lange-Platz 7, Zimmer 406, zu 
jedermanns Einsicht aus.

§2

1.	 Im Bereich der Veränderungssperre dürfen

	a)	 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht 
durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht 
beseitigt werden und

	b)	 erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 
Veränderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, deren Veränderungen 
nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen 
werden.

2.	 Wenn überwiegend öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen, kann von der Verän-
derungssperre eine Ausnahme zugelassen 
werden.

§ 3

Diese Satzung tritt mit dem Tage der Bekannt-
machung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald 
und soweit für ihren Geltungsbereich der Be-
bauungsplan Nr. 1224 -Rheinhausen- „Flutweg/
Feldstraße“ in Kraft tritt, spätestens jedoch nach 
Ablauf von 1 Jahr.“

Vorstehende Satzung wird hiermit gemäß § 16 
Abs. 2 BauGB öffentlich bekannt gemacht.

Über den Inhalt der Veränderungssperre wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben.

Gleichzeitig wird

1.	 gemäß § 18  Abs. 3 Satz 2 BauGB,
2.	 gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und
3.	 gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung  

Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1.	 Sind aufgrund dieser Veränderungssperre die 
in § 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile, insbesondere nach 
mehr als vierjähriger Dauer der Verände-
rungssperre, eingetreten, kann der Entschä-
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digungsberechtigte Entschädigung 
verlangen. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruchs dadurch herbeiführen, dass 
er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt.

2.	 Unbeachtlich werden:

	1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

	2.	 eine unter Berücksichtigung des  
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans und

	3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,

	 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung des Flächen
nutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind.

	 Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind.

3.	 Die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfa-
len (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 
Satz 1 Gemeindeordnung NRW nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn

	a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung 
fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

	b)	 die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht 
worden,

	c)	 der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet 
oder

	d)	 der Form- oder Verfahrensmangel 
ist gegenüber der Stadt Duisburg 
vorher gerügt und dabei die verletz-

te Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Duisburg, den 30. Juli 2021

Link
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt: 
Frau Rüther 
Tel.-Nr.: 0203 283-4389

Bekanntmachung der Satzung über die 
erste Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 118 der Stadt Duisburg in 
Duisburg -Kaßlerfeld- für einen Bereich 
beidseits der Ruhrorter Straße zwi-
schen der A 40 und den Straßen „Am 
Brink/Ruhrdeich“ vom 30.07.2021

Der Rat der Stadt Duisburg hat in seiner 
Sitzung am 14.06.2021 für einen Bereich 
beidseits der Ruhrorter Straße zwischen 
der A 40 und den Straßen „Am Brink/
Ruhrdeich“ die Verlängerung der Verände-
rungssperre um ein Jahr nach § 17 Abs. 1 
Satz 3 Baugesetzbuch (BauGB) beschlos-
sen.

Die Satzung hat folgenden Wortlaut:

„Satzung über die 1. Verlängerung der 
Veränderungssperre Nr. 118 -Kaßlerfeld- 
vom 30.07.2021.

Der Rat hat in seiner Sitzung am 
14.06.2021 die nachfolgende Satzung 
beschlossen.

Die Satzung beruht auf:

1.	 §§ 14, 16 und 17 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) und

2.	 § 7 Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 29. September 2020 (GV. NRW.  
S. 916).

§1

1.	 Zur Sicherung der Planung wird aus 
Gründen des öffentlichen Wohls für 
den nachstehend angegebenen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
1259 -Kaßlerfeld- „Ruhrorter Straße“ 
eine Veränderungssperre angeordnet. 
Der Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan wurde durch den Rat 
der Stadt am 06.05.2019 gefasst. 

2.	 Die Veränderungssperre betrifft den 
Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Nr. 1259 -Kaßlerfeld- „Ruhrorter 
Straße“. Dieser umfasst einen Bereich 
beidseits der Ruhrorter Straße zwischen 
der A 40 und den Straßen Am Brink/ 
Ruhrdeich.

3.	 Die Satzung über den in seiner Be-
grenzung vorstehend beschriebenen 
Bereich, der im Lageplan vom März 
2021 dargestellt ist, liegt während der 
Dienststunden bei der Stadtverwaltung 
Duisburg, Amt für Stadtentwicklung 
und Projektmanagement, Friedrich-Al-
bert-Lange-Platz 7, Zimmer 406, zu 
jedermanns Einsicht aus.

§2

1.	 Im Bereich der Veränderungssperre 
dürfen

	a)	 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB 
nicht durchgeführt oder bauliche 
Anlagen nicht beseitigt werden und

	b)	 erhebliche oder wesentlich wert
steigernde Veränderungen von 
Grundstücken und baulichen An-
lagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht vorge-
nommen werden.

2.	 Wenn überwiegend öffentliche Belange 
nicht entgegenstehen, kann von der 
Veränderungssperre eine Ausnahme 
zugelassen werden.

§ 3

Diese Satzung tritt mit dem Tage der 
Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer 
Kraft, sobald und soweit für ihren Gel-
tungsbereich der Bebauungsplan Nr. 1259 
- Kaßlerfeld - „Ruhrorter Straße“ in Kraft 
tritt, spätestens jedoch nach Ablauf von 
1 Jahr.“



Amtsblatt011111111111111111111111111f

Amtsblatt für die Stadt Duisburg Nr. 37 vom 16. August 2021  387

Vorstehende Satzung wird hiermit gemäß 
§ 16 Abs. 2 BauGB öffentlich bekannt 
gemacht.

Über den Inhalt der Veränderungssperre 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben.

Gleichzeitig wird

1.	 gemäß § 18  Abs. 3 Satz 2 BauGB,
2.	 gemäß § 215 Abs. 2 BauGB und
3.	 gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW)

auf Folgendes hingewiesen:

1.	 Sind aufgrund dieser Veränderungs-
sperre die in § 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile, 
insbesondere nach mehr als vierjäh-
riger Dauer der Veränderungssperre, 
eingetreten, kann der Entschädigungs-
berechtigte Entschädigung verlangen. 
Er kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich 
bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt.

2.	 Unbeachtlich werden:

	1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

	2.	 eine unter Berücksichtigung des  
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans und

	3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,

	 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind.

	 Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich 
sind.

3.	 Die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfa-

len (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 
Satz 1 Gemeindeordnung NRW nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn

	a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung 
fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

	b)	 die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht 
worden,

	c)	 der Oberbürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet 
oder

	d)	 der Form- oder Verfahrensmangel 
ist gegenüber der Stadt Duisburg 
vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Duisburg, den 30. Juli 2021

Link
Oberbürgermeister

Auskunft erteilt: 
Frau Rüther 
Tel.-Nr.: 0203 283-4389

Gemäß § 14 Abs. 1 und § 24 Nr. 12 des 
Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz - OBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. Mai 1980, zuletzt 
geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 
30.06.2020 (GV. NRW. S. 456a), in Verbin-
dung mit § 34 Abs. 1 des Polizeigesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25.07.2003, zuletzt geändert durch  
Art. 1 des Gesetzes vom 19.12.2019  
(GV. NRW. S. 995), in Verbindung mit  
§ 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. November 1999, zuletzt 
geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 
17.05.2018 (GV. NRW.S. 244), erlässt der 
Oberbürgermeister der Stadt Duisburg 
folgende 

Allgemeinverfügung

Sprengabbruch des Objektes Ottostr. 
24-30, 47198 Duisburg

1.	 Am Sonntag, dem 05.09.2021, wird 
um das Gebäude Ottostr. 24-30, 
47198 Duisburg-Homberg, ab 8.00 
Uhr eine Sperrzone (Evakuierungszone) 
eingerichtet. Der genaue Verlauf dieser 
Sperrzone ist auf dem als Anlage bei-
gefügten Kartenausschnitt ersichtlich, 
der Bestandteil dieser Allgemeinverfü-
gung ist.

2.	 Die Sperrzone muss am 05.09.2021 bis 
8:00 Uhr verlassen werden. Ein Betre-
ten und jeglicher Aufenthalt in dieser 
Zone, auch innerhalb der Gebäude, ist 
ab diesem Zeitpunkt, bis zur Aufhe-
bung der Sperrmaßnahmen, verboten. 
Betroffen von dieser Regelung sind die 
folgenden Grundstücke und aufstehen-
den Gebäude (rot umrandeter Sperrbe-
reich auf dem Kartenausschnitt). 

Hanielstr.	 17 - 21
Hanielstr.	 36 - 42
Husemannstr.	 7 - 9
Husemannstr.	 33 - 41
Lindenstr.	 23 - 39
Lindenstr.	 40 - 44
Moerser Str.	 180
Ottostr.	 1a - 23
Ottostr.	 20 
Ottostr.	 29 - 47
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Ottostr.	 32 - 52
Paul-Echter-Str.	 11 - 29

Das Verbot schließt sämtliche Außen-
flächen, inklusive der öffentlichen Ver-
kehrsflächen, ein. Die Fenster der Häuser 
müssen wegen der zu erwartenden 
Staubentwicklung geschlossen bleiben. 
Soweit vorhanden, müssen Klimaanlagen 
abgestellt und Rollläden heruntergelassen 
werden.

3.	 Der Abschluss der Sprengung und 
die Aufhebung der Sperrmaßnahmen 
werden nach Freigabe durch die Ein-
satzleitung mittels der Einsatzkräfte an 
den Absperrungen bekannt gegeben. 
Darüber hinaus wird die Entwarnung 
auch durch Lautsprecherdurchsagen 
und durch ein Sirenensignal (Dauerton 
für eine Minute) bekannt gegeben.

4.	 Die sofortige Vollziehung der Ziffer 2 
dieser Verfügung wird gem. § 80 Abs. 
2, Satz 1 Nummer 4 Verwaltungs-
gerichtsordnung – VwGO – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  
19. März 1991 (BGBl. I S. 686) ange-
ordnet. Hierdurch ist die aufschiebende 
Wirkung einer etwaigen Klage ausge-
schlossen. 

5.	 Diese Allgemeinverfügung wird ge-
mäß § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW 
öffentlich bekannt gemacht und gilt 
am Tage nach der Bekanntmachung 
im Amtsblatt für die Stadt Duisburg als 
bekannt gegeben. Die Veröffentlichung 
im Amtsblatt für die Stadt Duisburg 
erfolgt am 16.08.2021

Anlage: 

Kartenausschnitt mit dem Verlauf der 
Sperrzone.

Begründung:

Zu 1. – 3.:

Am 05.09.2021 wird voraussichtlich um 
12.00 Uhr das Objekt Ottostr. 24-30, 
47198 Duisburg, durch eine Sprengung 
abgebrochen. Durch die Sprengung des 
Gebäudes besteht eine Gefährdung für 
Leib und Leben insbesondere durch Spritz-
flug aus dem Sprengvorgang, durch Teile 
der Abdeckungen der Sprengstellen, durch 
Teile des Gebäudes beim Zusammenbruch 

und durch Staubentwicklung beim Aufprall 
des gesprengten Gebäudes innerhalb der 
unter Ziff. 2 dieser Allgemeinverfügung 
aufgeführten Evakuierungszone.

Nach den Vorgaben des verantwortlichen 
Sprengberechtigten, Herrn Martin Hopfe, 
Thüringer Spreng GmbH, Zur Oschütz 
3, 07338 Kaulsdorf, muss die Evakuie-
rungszone (rot umrandeter Sperrbereich) 
vollständig frei von Personen sein. Dieser 
festgelegte Evakuierungsbereich soll das 
Gebiet abdecken, das gefährdet wäre, 
wenn z.B. das Gebäude als ganzer Körper 
oder auch als Teil unkontrolliert kippt 
und dieser umkippende Gebäudekörper 
dabei andere Gebäude bzw. Gebäudeteile 
beschädigt und so Gefährdungen von 
Personen verhindern. Außerdem kann 
eine Gefährdung durch Streuflug, trotz 
sorgfältiger Abdeckungen aller Sprengstel-
len, nicht ausgeschlossen werden. Durch 
Staubentwicklung, die durch den Aufprall 
des Gebäudes entsteht, durch Splitter 
des niedergelegten Gebäudes oder durch 
Querschläger können Gefahren ebenfalls 
nicht ausgeschlossen werden. Zur Vermin-
derung der Staubentwicklung wird ver-
sucht, die Stäube durch Vernebelung mit 
Wasser zu binden. Vollständig verhindern 
lässt sich der Staubflug dadurch aber nicht.

Mit Schreiben vom 05.08.2021 hat die Fir-
ma Thüringer Spreng GmbH bei der Stadt 
Duisburg als örtliche Ordnungsbehörde, 
nach § 1 der Dritten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz (3. SprengV) ordnungs-
gemäß den geplanten Sprengabbruch des 
Objektes Ottostr. 24-30, 47198 Duisburg, 
angezeigt. 

Im Rahmen der Abbruchplanungen er-
folgte die Beteiligung weiterer städtischer 
Dienststellen, insbesondere dem Dezernat 
für Stadtentwicklung, Mobilität und Sport, 
dem Amt für Baurecht und betrieblichen 
Umweltschutz sowie der Stabsstelle Kri-
senmanagement und Bevölkerungsschutz. 
Ebenso wurden externe Behörden, wie 
z.B. die Bezirksregierung Düsseldorf sowie 
die Polizei Duisburg in die Planungen mit 
einbezogen.

Keine dieser internen Dienststellen und 
externen Behörden bzw. sonstige betei-
ligte Stellen haben Einwände gegen das 
Sprengvorhaben geäußert, so dass der für 
den 05.09.2021, 12.00 Uhr, geplanten 

Sprengung keine öffentlich-rechtlichen Be-
lange entgegenstehen. Dementsprechend 
wurde die Anzeigebestätigung an die 
Firma Thüringer Spreng GmbH erteilt. 

Die Anordnungen unter Ziffern 1 bis 5 
werden als Allgemeinverfügung gemäß  
§ 35 Satz 2 VwVfG NRW getroffen, da das 
verfügte Betretungs- und Aufenthaltsver-
bot allgemeine Wirkung entfaltet und der 
betroffene Personenkreis nicht abschlie-
ßend ermittelt werden kann.

Die Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 
Abs. 3 VwVfG NRW im Amtsblatt für die 
Stadt Duisburg am 16.08.2021 öffentlich 
bekannt gegeben.

Rechtsgrundlagen für das hier angeord-
nete Betretungs- und Aufenthaltsverbot, 
das auch bewohnte Anwesen umfasst, 
sowie die Einrichtung der Sperrzone sind 
§§ 14 Abs. 1 und 24 Abs.1 Nr. 12 OBG in 
Verbindung mit § 34 Abs. 1 des Polizeige-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(PolG NRW). 

Demnach kann die Ordnungsbehörde zur 
Abwehr einer Gefahr eine Person vorüber-
gehend von einem Ort verweisen oder ihr 
vorübergehend das Betreten eines Ortes 
verbieten. Die Platzverweisung kann ferner 
gegen eine Person angeordnet werden, die 
den Einsatz der Feuerwehr oder von Hilfs- 
oder Rettungsdiensten behindert.

Bei Gebäudesprengungen besteht immer 
eine Gefährdung für Leib und Leben durch 
die bereits oben beschriebenen und mit 
der Sprengung verbundenen Ereignisse.

Nach den Vorgaben des Sprengberechtig-
ten muss die Evakuierungszone, wie aus 
dem anliegenden Plan ersichtlich, vollstän-
dig frei von Personen geräumt (evakuiert) 
werden. Diese Sperrzone wird hiermit 
gemäß § 14 OBG nach anliegendem Plan 
ab dem in der Allgemeinverfügung fest-
gelegten Zeitraum bis zum vollständigen 
Abschluss der Sprengung (Aufräum- und 
Sicherungsmaßnahmen) eingerichtet. Hie-
raus ergibt sich, dass zur Abwehr von aus 
der Sprengung resultierenden Gefahren 
das Betreten bzw. der Aufenthalt in der 
Sperrzone nach Maßgabe der Nr. 2 nicht 
erlaubt werden kann. 
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Aus den vorgenannten Gründen habe ich 
daher nach pflichtgemäßem Ermessen und 
auch unter Berücksichtigung der Interessen 
der von der Sperrzone betroffenen Perso-
nen diese Allgemeinverfügung erlassen. 
Mildere effektive Mittel zur Abwehr der 
Gefahr kommen hier nicht in Betracht. 

Für dringende Fragen im Zusammenhang 
mit der Sprengung steht am 05.09.2021 
das Callcenter der Stadt Duisburg (Call 
DU) unter der Telefon-Nr. 0203-2000 
telefonisch zur Verfügung. Aktuelle 
Informationen werden am 05.09.2021 
darüber hinaus über die Homepage der 
Stadt Duisburg unter www.duisburg.de 
veröffentlicht. In Notfällen kann Kontakt 
zur Polizei (110) oder zur Feuerwehr (112) 
aufgenommen werden.

Zu 4.:

Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 4 VwGO 
habe ich die sofortige Vollziehung dieser 
Allgemeinverfügung angeordnet.

Es besteht ein erhebliches öffentliches 
Interesse daran, dass die Sprengung des 
Gebäudes wie geplant am 05.09.2021 
durchgeführt wird.

Ohne diese Anordnung der sofortigen 
Vollziehung würden die erforderlichen 
Maßnahmen - Evakuierung - bei eventuel-
len Rechtsbehelfen bis zum Abschluss des 
Rechtsbehelfsverfahrens nicht durchge-
setzt werden können. Bei Ausschöpfung 
aller Instanzen könnte dies ggf. Jahre 
dauern. Unter diesen Voraussetzungen 
könnte die Sprengung mit Blick auf die 
damit verbundenen Gefahren für Leib und 
Leben der sich in der Sperrzone befindli-
chen Personen nicht durchgeführt werden. 
Bei einer bereits begonnenen Evakuierung, 
wie z.B. eine frühzeitige Evakuierung von 
bettlägerigen Personen in Krankenhäuser, 
hätte dies für die betroffenen Personen 
weitreichende persönliche negative Folgen.

Auch der wirtschaftliche Schaden für die 
Allgemeinheit, der durch eine  Verzöge-
rung entstehen würde, muss hier aus-
drücklich erwähnt werden.

Gegenüber diesem öffentlichen Interesse 
an der sofortigen Vollziehbarkeit meiner 
Allgemeinverfügung fällt das private Inte-
resse nicht maßgeblich ins Gewicht, denn 
Gesichtspunkte von Einzelnen müssen 

hinter dem Erfordernis des Schutzes der 
Allgemeinheit zurücktreten, zumal das pri-
vate Interesse an dem Betreten bzw. dem 
Aufenthalt in der Sperrzone lediglich tem-
porär zurücksteht. Vor diesem Hintergrund 
überwiegt das öffentliche Interesse an der 
sofortigen Vollziehung der Allgemeinver-
fügung das private Interesse eines jeden 
Einzelnen an der aufschiebenden Wirkung 
eines etwaigen Rechtsbehelfs und das pri-
vate Interesse tritt in Folge dessen zurück. 

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung kann 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Klage erhoben werden. Die Klage ist bei 
dem Verwaltungsgericht Düsseldorf, Basti-
onstraße 39, 40213 Düsseldorf schriftlich, 
in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektro-
nischer-Rechtsverkehr-Verordnung ERVV) 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle einzulegen.

Wird die Klage schriftlich erhoben, so 
sollen ihr möglichst zwei Durchschriften 
beigefügt werden. Im Fall der elektro-
nischen Einreichung nach Maßgabe der 
ERVV bedarf es keiner Abschriften.

Falls die Frist durch das Verschulden eines 
von Ihnen Bevollmächtigten versäumt wer-
den sollte, so würde dessen Verschulden 
Ihnen zugerechnet werden.

Das Verwaltungsgericht Düsseldorf,  
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, kann  
auf Antrag hin die aufschiebende Wirkung 
einer Klage ganz oder teilweise wiederher-
stellen. 

Duisburg, den 6. August 2021

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Haack
Beigeordneter

Auskunft erteilt:
Herr Bauer
Tel.-Nr.: 0203 283-5744
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Bekanntmachung der Bezirksregierung 
Düsseldorf

Dezernat 26 Luftfahrtbehörde 
- Az.:26.01.01.03-HSLP.DUI-EKN 

Genehmigung zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Hubschrauber-Sonder-
landeplatzes (HSLP) auf dem Dach des 
neuen Verwaltungsgebäudes, auf dem 
Gelände der Evangelisches Klinikum 
Niederrhein gGmbH, Standort Du-
isburg Nord, Fahrner Straße 133 in 
47169 Duisburg

Auslegung des Genehmigungsbeschei-
des gem. § 6 Abs. 5 Luftverkehrsge-
setz (LuftVG) i. V. m. §§ 49 ff Luftver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftVZO) 

Nach Durchführung des luftrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens habe ich mit 
Bescheid vom 18.04.2018 dem Evangeli-
schen Klinikum Niederrhein die beantragte 
Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb 
eines Sonderlandeplatzes auf dem Dach 
des neuen Verwaltungsgebäudes, Fahrner 
Straße 133 in 47169 Duisburg gemäß § 6 
LuftVG i.V.m. §§ 49 ff. Luftverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung erteilt.

Zum Zwecke der Zustellung gemäß § 74 
VwVfG NRW können Betroffene, deren 
Belange durch das Vorhaben möglicher-
weise beeinträchtigt werden, den Geneh-
migungsbescheid vom 23.08.2021 bis 
zum 03.09.2021 (einschließlich) bei der 
Stadtverwaltung Duisburg, Amt für 
Stadtentwicklung und Projektmanage-
ment, Friedrich-Albert-Lange-Platz 7 
(Eingang Moselstraße) 47051 Duis-
burg, Stadthaus, Raum 18 während 
der Dienststunden Montag bis Freitag 
von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr einsehen. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt 
der Bescheid gegenüber möglichen 
Betroffenen als zugestellt.

Der Bescheid kann von den Betroffe-
nen und denen, die Einwendungen 
erhoben haben, nach der öffentlichen 
Bekanntmachung bis zum Schluss der 
Rechtsbehelfsfrist schriftlich angefor-
dert werden.

Im Auftrag
gez. Spelleken

Duisburg, den 22. Juli 2021

Stadt Duisburg
Amt für Stadtentwicklung 
und Projektmanagement
Im Auftrag

Hendrik Trappmann
(Amtsleiter)

Auskunft erteilt:
Amt für Stadtentwicklung 
und Projektmanagement
Frau Würschem
Tel.-Nr.: 0203 283-4752
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Zustellungen durch öffentliche Bekanntmachung gem. § 10 Landeszustellungsgesetz -
LZG NRW

des Dokuments des Amtes für Rechnungswesen und Steuern Duisburg vom 23.07.2021, Aktenzeichen 21-32 Sta
232 000 440 974, Anh. HP GewSt 15, an Herrn Petar Risicky, zuletzt wohnhaft Mallinckrodtstraße 120, 44145
Dortmund. Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim Amt für Rechnungswesen und Steuern
Duisburg, Sonnenwall 85, 47051 Duisburg, Zimmer 707, Mo - Do in der Zeit von 08:30 Uhr bis 15:30 Uhr. Auskunft
erteilt Herr Stammen, Tel.-Nr.: 0203 283 6197

des Dokuments des Amtes für Rechnungswesen und Steuern Duisburg vom 26.07.2021, Aktenzeichen 21-33 Wg
(232 000 507 114), an Anatolie Vieru, zuletzt wohnhaft Ottostr. 64 in 47198 Duisburg. Das Dokument kann
eingesehen/abgeholt werden beim Amt für Rechnungswesen und Steuern Duisburg, Sonnenwall 85, 47051
Duisburg, Zimmer 501, Mo.-Do. in der Zeit von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr. Auskunft erteilt Herr Wegener, Tel.-Nr.:
0203 283 2769

des Dokuments des Bürger- und Ordnungsamtes der Stadt Duisburg vom 16.07.2021, Aktenzeichen
222004020638 SB118, an Herrn Marcin Daniel Wojcik, zuletzt wohnhaft Märker Str. 4, 45968 Gladbeck. Das
Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim Bürger- und Ordnungsamt der Stadt Duisburg, Von-der-Mark-
Str. 36, 47137 Duisburg, Zimmer 410, montags bis freitags in der Zeit von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr. Auskunft erteilt
Herr Dienhardt, Tel.-Nr.: 0203 283-5747

des Dokuments des Jugendamtes der Stadt Duisburg vom 16.07.2021, Aktenzeichen 51-42/91 91.277, an Herr
Stanislav Krasimirov, zuletzt wohnhaft Benmekiehn 5, Stara Zagora BULGARIEN. Das Dokument kann
eingesehen/abgeholt werden beim Jugendamt der Stadt Duisburg, Regionalstelle Nord, Friedrich-Ebert-Straße
152, 47179 Duisburg, Zimmer 216, montags und donnerstags in der Zeit von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr. Auskunft
erteilt Frau Derbort, Tel.-Nr.: 0203 283 7759

des Dokuments des Jugendamtes der Stadt Duisburg vom 15.07.2021, Aktenzeichen 51-42/91 Sch 91.267, an
Christian Mahrun, zuletzt wohnhaft unbekannt. Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim Jugendamt
der Stadt Duisburg, Regionalstelle Nord, Friedrich-Ebert-Str. 152, 47179 Duisburg, Zimmer 312, Montags und
Donnerstags in der Zeit von 08:00 Uhr bis 14:00 Uhr. Auskunft erteilt Frau Schulz, Tel.-Nr.: 0203 283-5628

des Dokuments des Jugendamtes der Stadt Duisburg vom 21.07.2021, Aktenzeichen 51-42/91 Ho 91211, an
Yakpaoro Koivogui, zuletzt wohnhaft unbekannt. Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim
Jugendamt der Stadt Duisburg, Regionalstelle Nord, Friedrich-Ebert-Str. 152, 47179 Duisburg, Zimmer 312,
Montag - Freitag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr. Auskunft erteilt Frau Hoppe, Tel.-Nr.: 02032835679

des Dokuments des Amtes für Rechnungswesen und Steuern Duisburg vom 16.08.2021, Aktenzeichen 21-32 Tr
VG 232 000 378 411 HaB GewSt. 2015 bis 2018, NZ, VSP 2015, SZ, an Beate Finken-Schwegmann, zuletzt
wohnhaft Ottostr. 60, 47198 Duisburg. Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim Amt für
Rechnungswesen und Steuern Duisburg, Sonnenwall 85, 47051 Duisburg, Zimmer 708, Montag bis Donnerstag in
der Zeit von 8:00 Uhr bis 15:30 Uhr. Auskunft erteilt Frau Trimborn, Tel.-Nr.: 0203 283 6264
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des Dokuments des Bürger- und Ordnungsamtes der Stadt Duisburg vom 27.07.2021, Aktenzeichen
222004034744, an Wojtyla, Sebastian, zuletzt wohnhaft Emsstr. 8, 47169 Duisburg. Das Dokument kann
eingesehen/abgeholt werden beim Bürger- und Ordnungsamt der Stadt Duisburg, von-der-Mark-Str. 36, 47137
Duisburg, 417 Duisburg, Zimmer 417, nach Vereinbarung in der Zeit von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr. Auskunft erteilt
Frau Korneli, Tel.-Nr.: 0203-2836329

des Dokuments des Bürger- und Ordnungsamtes der Stadt Duisburg vom 28.07.2021, Aktenzeichen 13820/2021,
an Mitrovic, Zeljko, zuletzt wohnhaft Ottostr.62, 47198 Duisburg. Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden
beim Bürger- und Ordnungsamt der Stadt Duisburg, Straßenverkehrsamt, Ludwig-Krohne-Str.6, 47058 Duisburg,
Zimmer 208, Mo-Fr in der Zeit von 08:00 Uhr bis 13:00 Uhr. Auskunft erteilt Frau Schwarzwald, Tel.-Nr.: 0203-
2834828

des Dokuments des Jugendamtes der Stadt Duisburg vom 15.07.2021, Aktenzeichen 51-42/95 Mü, an Khaled
Ahmad Sarhan, zuletzt wohnhaft Biesenstr.7, 47137 Duisburg. Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden
beim Jugendamt der Stadt Duisburg, Regionalstelle Mitte, Sonnenwall 73-75, 47051 Duisburg, Zimmer 114,
montags und donnerstags in der Zeit von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr. Auskunft erteilt Frau Müllers, Tel.-Nr.: 0203/
283-7315

des Dokuments des Jugendamtes der Stadt Duisburg vom 29.07.2021, Aktenzeichen 51-42/95 Sch 26153, an
Kagan Dokur, zuletzt wohnhaft unbekannt. Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim Jugendamt der
Stadt Duisburg, Regionalstelle Mitte, Sonnenwall 73-75, 47051 Duisburg, Zimmer 116, montags und donnerstags
in der Zeit von 08:30 Uhr bis 13:30 Uhr. Auskunft erteilt Frau Schmidt, Tel.-Nr.: 0203 283 7310

des Dokuments des Bürger- und Ordnungsamtes der Stadt Duisburg vom 30.07.2021, Aktenzeichen 32-31-1 Kle
AW 108/21, an Robizoni Odisharia, zuletzt wohnhaft unbekannten Aufenthaltes. Das Dokument kann
eingesehen/abgeholt werden beim Bürger- und Ordnungsamt der Stadt Duisburg, Königstr. 63 - 65, 47051
Duisburg, Zimmer 243, montags, mittwochs, freitags in der Zeit von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr. Auskunft erteilt Frau
Kleinbrahm, Tel.-Nr.: 0203 283 - 7293

des Dokuments des Amtes für Rechnungswesen und Steuern Duisburg vom 16.08.2021, Aktenzeichen 21-32 Sta
VG 232 000 454 304 Anh. GewSt 2016 - 2018, an Gabor Rapi, zuletzt wohnhaft Hauptstr. 334, 44649 Herne. Das
Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim Amt für Rechnungswesen und Steuern Duisburg, Sonnenwall
85, 47051 Duisburg, Zimmer 707, Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 15:30 Uhr. Auskunft erteilt
Herr Stammen, Tel.-Nr.: 0203 283 6197

des Dokuments des Jugendamtes der Stadt Duisburg vom 02.08.2021, Aktenzeichen 51-42/91 Schö, Antrag
Abraham, an Marko Petkovich, zuletzt wohnhaft Varresbecker Str. 129, 42115 Wuppertal. Das Dokument kann
eingesehen/abgeholt werden beim Jugendamt der Stadt Duisburg, Regionalstelle Nord, Friedrich-Ebert-Str. 152,
Duisburg, 47179 Duisburg, Zimmer 215, Montag und Donnerstag in der Zeit von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr. Auskunft
erteilt Frau Schönemann, Tel.-Nr.: 0203 283-7662

des Dokuments des Bürger- und Ordnungsamtes der Stadt Duisburg vom 03.08.2021, Aktenzeichen 32-23 Lü
13805/2021, an Michael Friedhelm Eising, zuletzt wohnhaft Hochfeldstr. 62, Paterre Hinterhaus in 47053 Duisburg.
Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim Bürger- und Ordnungsamt der Stadt Duisburg,
Straßenverkehrsamt, Ludwig-Krohne-Str. 6, 47058 Duisburg, Zimmer 205, dienstags, mittwochs und donnerstags
in der Zeit von 08:00 Uhr bis 13:00 Uhr. Auskunft erteilt Frau Lübcke, Tel.-Nr.: 0203 283-3716
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des Dokuments des Bürger- und Ordnungsamtes der Stadt Duisburg vom 03.08.2021, Aktenzeichen 32-23 Lü
13778/2021, an Hristijan Koteski, zuletzt wohnhaft Am Seeseberg 1 in 36043 Fulda. Das Dokument kann
eingesehen/abgeholt werden beim Bürger- und Ordnungsamt der Stadt Duisburg, Straßenverkehrsamt, Ludwig-
Krohne-Str.6, 47058 Duisburg, Zimmer 205, dienstags, mittwochs und donnerstags in der Zeit von 08:00 Uhr bis
13:00 Uhr. Auskunft erteilt Frau Lübcke, Tel.-Nr.: 0203 283-3716

des Dokuments des Jugendamtes der Stadt Duisburg vom 03.08.2021, Aktenzeichen 51-42/95 23812, an Ismail
Derebasi, zuletzt wohnhaft unbekannt. Das Dokument kann eingesehen/abgeholt werden beim Jugendamt der
Stadt Duisburg, Regionalstelle Mitte, Sonnenwall 73, 47051 Duisburg, Zimmer 116, montags und donnerstags in
der Zeit von 08:30 Uhr bis 13:30 Uhr. Auskunft erteilt Frau Schmidt, Tel.-Nr.: 0203 283 7310

des Dokuments des Bürger- und Ordnungsamtes der Stadt Duisburg vom 03.08.2021, Aktenzeichen 32-31-1 Kle
AW 115/21, an van Tuan Nguyen, zuletzt wohnhaft derzeit unbekannten Aufenthaltes . Das Dokument kann
eingesehen/abgeholt werden beim Bürger- und Ordnungsamt der Stadt Duisburg, Königstr. 63 - 65, 47051
Duisburg, Zimmer 243, montags, mittwochs und freitags in der Zeit von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr. Auskunft erteilt
Frau Kleinbrahm, Tel.-Nr.: 0203 283-7293

Hinweis:

Mit der öffentlichen Bekanntmachung werden die vorstehend genannten Dokumente zugestellt.
Sie gelten als zugestellt, wenn seit der Veröffentlichung dieser Benachrichtigung zwei Wochen
vergangen sind. Es können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.
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Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung

Abfallentsorgungs-, Straßenreinigungs-, 
Niederschlagswassergebührenbescheide: 
02.01.2020, 05.02.2021 
Mahnbescheid: 06.07.2021

Zahlungspflichtige/r:
Petr Aleksandrovic Baranov
Kundennummer:
90008617
Bisherige Anschrift:
ul. Litwina-Sedego 7a Whg. 10,  
Moskau

Hiermit wird der vorstehend bezeichnete 
Empfänger benachrichtigt, dass die ge-
nannten Bescheide

-	 nicht zugestellt werden konnten, weil 
der derzeitige Aufenthaltsort nicht zu 
ermitteln war,

-	 bei den Wirtschaftsbetrieben Duisburg 
- AöR, Schifferstr.190, 47059 Duisburg, 
am Empfang, werktags, außer sonn-
abends, in der Zeit von 8.00 Uhr bis 
16.30 Uhr zur Aushändigung bereitlie-
gen

-	 als zugestellt gelten, wenn seit der Ver-
öffentlichung dieser Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass 
durch die Zustellung durch öffentli-
che Bekanntmachung Fristen in Gang 
gesetzt werden können, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgt aufgrund der §§ 1 Abs. 
1 und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 07.03.2006 (GV. NRW S. 94) in 
Verbindung mit § 4 der Verordnung über 
die öffentliche Bekanntmachung von 
kommunalem Ortsrecht vom 26.08.1999 
(BekanntmVO) in der jeweils geltenden 
Fassung.

Duisburg, den 19. Juli 2021

Wirtschaftsbetriebe Duisburg - AöR
Im Auftrag

Karla Wilms
Gebührenabrechnung

Auskunft erteilt:
Frau Wilms
Tel.-Nr.: 0203 283-5918

Bekanntmachungen der Sparkasse 
Duisburg

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das 
Sparkassenbuch Nr. 3203347244 der Spar-
kasse Duisburg für kraftlos erklärt werden. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches wird 
hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten 
seine Rechte unter Vorlegung des Sparkas-
senbuches anzumelden, da andernfalls das 
Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 12. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers sollen 
die Sparkassenbücher Nr. 3201543919, 
4214155030 (alt 114155039) der Spar-
kasse Duisburg für kraftlos erklärt werden. 
Der Inhaber der Sparkassenbücher wird 
hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten 
seine Rechte unter Vorlegung der Spar-
kassenbücher anzumelden, da andernfalls 
die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt 
werden.

Duisburg, den 12. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 4201380161 
der Sparkasse Duisburg wurde heute für 
kraftlos erklärt.

Duisburg, den 15. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das 
Sparkassenbuch Nr. 4200383901 (alt 
100383900) der Sparkasse Duisburg für 
kraftlos erklärt werden. Der Inhaber des 
Sparkassenbuches wird hiermit aufgefor-

dert, binnen drei Monaten seine Rechte 
unter Vorlegung des Sparkassenbuches 
anzumelden, da andernfalls das Sparkas-
senbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 15. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das 
Sparkassenbuch Nr. 3200317695 (alt 
100317692) der Sparkasse Duisburg für 
kraftlos erklärt werden. Der Inhaber des 
Sparkassenbuches wird hiermit aufgefor-
dert, binnen drei Monaten seine Rechte 
unter Vorlegung des Sparkassenbuches 
anzumelden, da andernfalls das Sparkas-
senbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 19. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3200155459 (alt 
100155456) der Sparkasse Duisburg wur-
de heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 21. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3264099197 (alt 
164099194) der Sparkasse Duisburg wur-
de heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 21. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Das Sparkassenbuch Nr. 3211070994 (alt 
111070991) der Sparkasse Duisburg wur-
de heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 21. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand
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Das Sparkassenbuch Nr. 3223011515 (alt 
123011512) der Sparkasse Duisburg wur-
de heute für kraftlos erklärt.

Duisburg, den 21. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das 
Sparkassenbuch Nr. 3200469587 (alt 
100469584) der Sparkasse Duisburg für 
kraftlos erklärt werden. Der Inhaber des 
Sparkassenbuches wird hiermit aufgefor-
dert, binnen drei Monaten seine Rechte 
unter Vorlegung des Sparkassenbuches 
anzumelden, da andernfalls das Sparkas-
senbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 26. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das 
Sparkassenbuch Nr. 4201285105 der Spar-
kasse Duisburg für kraftlos erklärt werden. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches wird 
hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten 
seine Rechte unter Vorlegung des Sparkas-
senbuches anzumelden, da andernfalls das 
Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 26. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das 
Sparkassenbuch Nr. 3202901108 der Spar-
kasse Duisburg für kraftlos erklärt werden. 
Der Inhaber des Sparkassenbuches wird 
hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten 
seine Rechte unter Vorlegung des Sparkas-
senbuches anzumelden, da andernfalls das 
Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 26. Juli 2021

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Bekanntmachung der Feststellung des 
Jahresabschlusses und des Ergebnisses 
der Jahresabschlussprüfung zum  
31. Dezember 2020 für die GEBAG 
Duisburger Baugesellschaft mbH

Die Gesellschafterversammlung der 
GEBAG Duisburger Baugesellschaft mbH 
hat in ihrer Sitzung am 24. Juni 2021 den 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 
festgestellt und über die Verwendung wie 
folgt beschlossen:

1.	 Der Jahresabschluss der GEBAG 
für das Geschäftsjahr 2020 wird 
mit einem Jahresüberschuss von 
4.987.072,23 EUR festgestellt.

2.	 Der Jahresüberschuss wird mit einem 
Betrag von 4.987.072,23 EUR in die 
anderen Gewinnrücklagen eingestellt.

Der Verband der Wohnungs- und Immobi-
lienwirtschaft Rheinland Westfalen e.V. hat 
den Jahresabschluss und den Lagebericht 
des Geschäftsjahres 2020 geprüft und 
am 30. April 2021 den folgenden Bestäti-
gungsvermerk erteilt.

Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers

An die GEBAG Duisburger Baugesellschaft 
mbH, Duisburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der GEBAG 
Duisburger Baugesellschaft mbH, Duis-
burg, - bestehend aus der Bilanz zum  
31. Dezember 2020 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der 
GEBAG Duisburger Baugesellschaft mbH, 
Duisburg, für das Geschäftsjahr vom  
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 geprüft. Die in Abschnitt 1.2. des  
Lageberichts enthaltenen lageberichts-
fremden Angaben haben wir in Einklang 
mit den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

-	 entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum  
31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 und

-	 vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar. Unser Prüfungs-
urteil zum Lagebericht erstreckt sich 
nicht auf den oben genannten nicht 
inhaltlich geprüften Bestandteil des 
Lageberichts.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als 
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Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 
dienen.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind für die 
sonstigen Informationen verantwortlich. 
Die sonstigen Informationen umfassen die 
im Abschnitt „Prüfungsurteile“ genannten, 
nicht inhaltlich geprüften Bestandteile des 
Lageberichts.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht erstrecken 
sich nicht auf die sonstigen Informationen, 
und dementsprechend geben wir weder 
ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere 
Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu 
ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung 
haben wir die Verantwortung, die sonsti-
gen Informationen zu lesen und dabei zu 
würdigen, ob die sonstigen Informationen

-	 wesentliche Unstimmigkeiten zum Jah-
resabschluss, den inhaltlich geprüften 
Bestandteilen des Lageberichts oder 
unseren bei der Prüfung erlangten 
Kenntnissen aufweisen oder

-	 anderweitig wesentlich falsch darge-
stellt erscheinen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter und des Aufsichtsrats für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses, der den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder un-
beabsichtigten - falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungspro-
zesses der Gesellschaft zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-
resabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen - beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend darstellt, sowie einen Bestä-
tigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getrof-
fenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

-	 identifizieren und beurteilen wir die 
Risiken wesentlicher - beabsichtig-
ter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können.

-	 gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 
zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.
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-	 beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

-	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesent-
liche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls die-
se Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätig-
keit nicht mehr fortführen kann.

-	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Anga-
ben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.

-	 beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage der 
Gesellschaft.

-	 führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen 
geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen.

Düsseldorf, den 30. April 2021

Verband der Wohnungs- und  
Immobilienwirtschaft
Rheinland Westfalen e.V.

Dr. Ranker	 Köhler
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Bekanntmachung der Feststellung des 
Konzernabschlusses und des Ergebnis-
ses der Jahresabschlussprüfung zum 
31. Dezember 2020 für die GEBAG 
Duisburger Baugesellschaft mbH und 
ihrer Tochtergesellschaften (der Kon-
zern)

Die Gesellschafterversammlung der  
GEBAG Duisburger Baugesellschaft mbH 
hat in ihrer Sitzung am 24. Juni 2021 den 
Konzernabschluss zum 31. Dezember 
2020 festgestellt und über die Verwen-
dung wie folgt beschlossen:

1.	 Der Konzernabschluss der GEBAG 
für das Geschäftsjahr 2020 wird 

mit einem Jahresüberschuss von 
4.701.102,70 EUR festgestellt.

Der Verband der Wohnungs- und Immobi-
lienwirtschaft Rheinland Westfalen e.V. hat 
den Konzernabschluss und den Konzern-
lagebericht des Geschäftsjahres 2020 ge-
prüft und am 17. Mai 2021 den folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt.

Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers

An die GEBAG Duisburger Baugesellschaft 
mbH, Duisburg

Prüfungsurteile

Wir haben den Konzernabschluss der 
GEBAG Duisburger Baugesellschaft, 
Duisburg, und ihrer Tochtergesellschaften 
(der Konzern) - bestehend aus der Kon-
zernbilanz zum 31. Dezember 2020, der 
Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, 
dem Konzerneigenkapitalspiegel und 
der Konzernkapitalflussrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 sowie dem Konzer-
nanhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Konzernlagebericht der GEBAG 
Duisburger Baugesellschaft, Duisburg, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

-	 entspricht der beigefügte Konzernab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage des Konzerns zum  
31. Dezember 2020 sowie seiner 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 und

-	 vermittelt der beigefügte Konzernlage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Konzerns. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser 
Konzernlagebericht in Einklang mit 
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dem Konzernabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften 
und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Konzern-
abschlusses und des Konzernlageberichts 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Konzernunternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Konzernabschluss und zum Konzernlage-
bericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter und des Aufsichtsrats für den 
Konzernabschluss und den Konzern
lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind ver-
antwortlich für die Aufstellung des 
Konzernabschlusses, der den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und 
dafür, dass der Konzernabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Konzerns vermittelt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung als notwendig bestimmt haben, um 
die Aufstellung eines Konzernabschlusses 
zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
- beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Konzernabschlus-
ses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 
verantwortlich, die Fähigkeit des Konzerns 
zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des 
Konzernlageberichts, der insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage des Konzerns 
vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Konzernabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um 
die Aufstellung eines Konzernlageberichts 
in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Konzernlagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungspro-
zesses des Konzerns zur Aufstellung des 
Konzernabschlusses und des Konzernlage-
berichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Konzernabschlus-
ses und des Konzernlageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 
Konzernabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten - falschen Darstellungen ist, und 
ob der Konzernlagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Kon-

zerns vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Konzernabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnissen in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Konzernabschluss und zum Konzernlage-
bericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Kon-
zernabschlusses und Konzernlageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

-	 identifizieren und beurteilen wir die 
Risiken wesentlicher - beabsichtig-
ter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Konzernabschluss 
und im Konzernlagebericht, planen 
und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können.

-	 gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Konzernabschlus-
ses relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Konzern-
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lageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Systeme abzugeben.

-	 beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

-	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazuge-
hörigen Angaben im Konzernabschluss 
und im Konzernlagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlang-
ten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass der Konzern 
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann.

-	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Kon-
zernabschlusses einschließlich der An-
gaben sowie ob der Konzernabschluss 
die zugrunde liegenden Geschäftsvor-
fälle und Ereignisse so darstellt, dass 
der Konzernabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Konzerns vermittelt.

-	 holen wir ausreichende geeignete Prü-
fungsnachweise für die Rechnungsle-
gungsinformationen der Unternehmen 
oder Geschäftstätigkeiten innerhalb 
des Konzerns ein, um Prüfungsurtei-
le zum Konzernabschluss und zum 
Konzernlagebericht abzugeben. Wir 
sind verantwortlich für die Anleitung, 
Überwachung und Durchführung der 
Konzernabschlussprüfung. Wir tragen 
die alleinige Verantwortung für unsere 
Prüfungsurteile.

-	 beurteilen wir den Einklang des Kon-
zernlageberichts mit dem Konzernab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von 
der Lage des Konzerns.

-	 führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Konzernlagebericht durch. Auf Basis 
ausreichender geeigneter Prüfungs-
nachweise vollziehen wir dabei insbe-
sondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertre-
tern zugrunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftso-
rientierten Angaben aus diesen Annah-
men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben 
sowie zu den zugrunde liegenden An-
nahmen geben wir nicht ab. Es besteht 
ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen.

Düsseldorf, den 17. Mai 2021

Verband der Wohnungs- und Immobilien-
wirtschaft
Rheinland Westfalen e.V.

Dr. Ranker	 Köhler
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses der octeo MULTISERVICES GmbH 
gem. § 108 Abs. 3 Nr. 1c GO NW

Die Gesellschafterversammlung der octeo 
MULTISERVICES GmbH hat am 12. Mai 
2021 den Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2020 festgestellt.

Die Gesellschafterversammlung stellt, 
gemäß §12 Ziffer 2 c des Gesellschafts-
vertrages, den vorliegenden Jahresab-
schluss für das Geschäftsjahr 2020 fest 
und beschließt, aus dem Jahresergebnis 
in Höhe von 2.649.489,34 € gemäß 
Gewinnabführungsvertrag 429.489,34 € 
an die Gesellschafterin abzuführen sowie 
2.220.000,00 € in die Gewinnrücklagen 
einzustellen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in 
der Zeit vom 23. August bis 20. September 
2021 in der Konzernzentrale der Duisbur-
ger Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
mbH, Bungertstraße 27, 47053 Duisburg, 
unter Vorsprache bei der Information 
montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 
16.00 Uhr und freitags von 8.00 Uhr bis 
14.30 Uhr zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes beauftragte PKF 
Fasselt Partnerschaft mbB, Duisburg, 
hat folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers

An die octeo MULTISERVICES GmbH

Vermerk über die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der octeo 
MULTISERVICES GmbH - bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 
bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
- geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der octeo MULTISERVICES 
GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 geprüft.
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

-	 entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum  
31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 und

-	 vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. 
Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter und des Aufsichtsrats für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die Aufstellung des Jahresab-
schlusses, der den deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften in allen wesent-
lichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses 
zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
- beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwenden-

den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungspro-
zesses der Gesellschaft zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-
resabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen - beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestä-
tigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getrof-
fenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

-	 identifizieren und beurteilen wir die 
Risiken wesentlicher - beabsichtig-
ter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, planen und führen 
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Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

-	 gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 
zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.

-	 beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

-	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesent-
liche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls die-
se Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum 

Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätig-
keit nicht mehr fortführen kann.

-	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Anga-
ben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.

-	 beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens.

-	 führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen 
geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen.

Sonstige gesetzliche und andere recht-
liche Anforderungen

Vermerk über die Prüfung der Einhal-
tung der Rechnungslegungspflichten 
nach § 6b Abs. 3 EnWG

Prüfungsurteile

Wir haben die Einhaltung der Pflichten 
zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 
EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu 
führen sind, für das Geschäftsjahr vom  
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 geprüft. Darüber hinaus haben wir 
die Tätigkeitsabschlüsse für die Tätigkeiten 
„Elektrizitätsverteilung“ und „Gasvertei-
lung“ - bestehend aus der Bilanz zum  
31. Dezember 2020 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 einschließlich der Angaben zu den 
Regeln, nach denen die Gegenstände des 
Aktiv- und Passivvermögens sowie die Auf-
wendungen und Erträge den gemäß  
§ 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 4 EnWG geführten 
Konten zugeordnet worden sind - geprüft.

Nach unserer Beurteilung

-	 wurden die Pflichten zur Rechnungs‑ 
legung nach § 6b Abs. 3 EnWG, 
wonach für die Tätigkeiten nach § 6b 
Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu 
führen sind, für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 in allen wesentlichen Belangen 
erfüllt und

-	 entsprechen die beigefügten Tätig-
keitsabschlüsse in allen wesentlichen 
Belangen den Vorschriften des § 6b 
Abs. 3 EnWG.

Grundlage der Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung nach § 6b Abs. 
5 EnWG unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung der Einhaltung der Pflichten 
zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 
3 EnWG“ sowie im Abschnitt „Verant-
wortung des Abschlussprüfers für die 
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Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ weitergehend beschrieben. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile hierzu zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter für die Rechnungslegung nach  
§ 6b Abs. 3 EnWG

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Einhaltung der Pflichten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG zur Führung getrenn-
ter Konten sowie für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie zur 
Einhaltung dieser Pflichten als notwendig 
erachtet haben.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung der Einhaltung der 
Pflichten zur Rechnungslegung nach  
§ 6b Abs. 3 EnWG

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob die 
Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b 
Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belan-
gen erfüllt wurden sowie einen Vermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zur 
Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG beinhaltet. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung, ob 
die Wertansätze und die Zuordnung der 
Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG sach-
gerecht und nachvollziehbar erfolgt sind 
und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet 
wurde.

Duisburg, den 6. April 2021

PKF Fasselt
Partnerschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Rechtsanwälte

Hünger	 Vahidi
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüferin

Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses der akuras GmbH gem. § 108 Abs. 3 
Nr. 1c GO NW

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 
2020 wurde mit schriftlichem Gesellschaf-
terbeschluss vom 19. Mai 2021 durch die 

Alleingesellschafterin octeo MULTISERVICES 
GmbH wie folgt festgestellt:

Die Gesellschafterversammlung stellt, 
gemäß §12 Ziffer 2 c des Gesellschaftsver-
trages, den vorliegenden Jahresabschluss 
für das Geschäftsjahr 2020 fest und be-
schließt, dass der erzielte Jahresüberschuss 
in Höhe von 569.487,75 € aus dem Ge-
schäftsjahr 2020 vollständig auf das neue 
Geschäftsjahr vorgetragen werden soll.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in 
der Zeit vom 23. August  bis 20. Sep-
tember 2021 in der Konzernzentrale der 
Duisburger Versorgungs- und Verkehrsge-
sellschaft mbH, Bungertstraße 27, 47053 
Duisburg, unter Vorsprache bei der Infor-
mation montags bis donnerstags von 8.00 
Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 8.00 
Uhr bis 14.30 Uhr zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes beauftragte PKF 
Fasselt Partnerschaft mbB, Duisburg hat 
folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers

An die akuras GmbH

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der akuras 
GmbH - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2020 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der  
akuras GmbH für das Geschäftsjahr vom  
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

-	 entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und 

Finanzlage der Gesellschaft zum  
31. Dezember 2020 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 
2020 und

-	 vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 
dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses, der den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahres-
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abschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen 
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-

resabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen - beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestä-
tigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getrof-
fenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

-	 identifizieren und beurteilen wir die 
Risiken wesentlicher - beabsichtig-
ter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können.

-	 gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 
zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.

-	 beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

-	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesent-
liche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls die-
se Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätig-
keit nicht mehr fortführen kann.

-	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Anga-
ben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
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ger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.

-	 beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens.

-	 führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrundeliegenden Annahmen 
geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen.

Duisburg, den 24. März 2021

PKF Fasselt
Partnerschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Rechtsanwälte

Hünger	 Vahidi
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüferin

Bekanntmachung des Jahresabschlus-
ses der DCC Duisburg CityCom GmbH 
gem. § 108 Abs. 3 Nr. 1c GO NW

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 
2020 wurde mit schriftlichem Gesellschaf-
terbeschluss vom 28. Juni 2021  durch die 
Alleingesellschafterin Duisburger Versor-
gungs- und Verkehrsgesellschaft mbH 
(DVV) wie folgt festgestellt:

Von dem erzielten Jahresüberschuss in 
Höhe von 897.379,17 € wird auf Grundla-
ge des geltenden Ergebnisabführungsver-
trages 90.379,17 € an die DVV abgeführt 
und 807.000,00 € der Gewinnrücklage 
zugeführt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in 
der Zeit vom 23. August bis 20. September 
2021 in der Konzernzentrale der Duisbur-
ger Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft 
mbH, Bungertstraße 27, 47053 Duisburg, 
unter Vorsprache bei der Information 
montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 
16.00 Uhr und freitags von 8.00 Uhr bis 
14.30 Uhr zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes beauftragte PKF 
Fasselt Partnerschaft mbB, Duisburg, 
hat folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers

An die DCC Duisburg CityCom GmbH 
(Gesellschaft für Telekommunikation)

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der DCC 
Duisburg CityCom GmbH (Gesellschaft 
für Telekommunikation) - bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 
bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
- geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der DCC Duisburg CityCom 
GmbH (Gesellschaft für Telekommunika-
tion) für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

-	 entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. 
Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 und

-	 vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als 
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Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 
dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses, der den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 
mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen 
ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage 
des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des 
Lageberichts, der insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die 

Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-
resabschluss als Ganzes frei von wesent-
lichen - beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestä-
tigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getrof-
fenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

-	 identifizieren und beurteilen wir die 
Risiken wesentlicher - beabsichtig-
ter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und 

im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können.

-	 gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 
zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.

-	 beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

-	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesent-
liche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls die-
se Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
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ren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätig-
keit nicht mehr fortführen kann.

-	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Anga-
ben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.

-	 beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens.

-	 führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen 
geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den 
geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen.

Duisburg, den 8. April 2021

PKF Fasselt 
Partnerschaft mbB
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Rechtsanwälte

Lickfett	 Franke
Wirtschaftsprüferin	 Wirtschaftsprüfer
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